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Vorwort

Wie geht es weiter mit unserer Demokratie? Das ist die 
entscheidende Frage unserer Zeit, in der antidemokrati-
sche Kräfte bewusst demokratische Institutionen und Wer-
te untergraben und sich gleichzeitig viele Menschen ent-
täuscht abwenden. Die demokratische Ordnung gegen ihre 
Feinde zu verteidigen ist eine zentrale und unverzichtbare 
Aufgabe. Gleichzeitig braucht es aber auch eine Debatte 
darüber, wie die repräsentative Demokratie weiterentwi-
ckelt und gestärkt werden kann. Denn die Unzufriedenheit 
mit ihrem Funktionieren ist groß (vgl. Best et. al. 2023) – 
und kann langfristig zu einem Legitimationsverlust führen.

Die repräsentative Demokratie organisiert einen gemein-
wohlorientierten Ausgleich zwischen den verschiedenen 
Interessen in der Bevölkerung, das ist ihre große Stärke. 
Diese Aufgabe wird jedoch im Zuge der Pluralisierung der 
Gesellschaft, zunehmender Ungleichheit und der schwin-
denden Bindekraft klassischer Organisationen immer kom-
plexer. Damit stellen sich auch Gerechtigkeitsfragen, so-
wohl mit Blick auf gleiche Teilhabe an der Willensbildung 
als auch hinsichtlich der Gestaltung einer Politik der sozia-
len Gerechtigkeit.

Wie lassen sich die Stärken unserer parlamentarischen 
Demokratie unter veränderten Rahmenbedingungen be-
wahren? Wie fördern wir mehr demokratische Teilhabe auf 
der einen und gerechtere Politikergebnisse auf der ande-
ren Seite? Und welchen Beitrag können demokratische In-
novationen zu alledem leisten?

Mit diesen Fragen beschäftigt sich unsere Publikationsrei-
he, in der wir Demokratie weiterdenken wollen: mit Denk-
anstößen, unterschiedlichen Ideen, Kontroversen und Visio-
nen aus verschiedenen Perspektiven. 

Vielfältige Reformansätze kommen derzeit aus dem Be-
reich der Beteiligungsinnovationen. Je nach Ausgangslage 
und Zielsetzung können verschiedene Formate einen Bei-
trag zu politischer Teilhabe, demokratischer Selbstwirk-
samkeit und gesellschaftlicher Kompromissfindung leisten 
und Beteiligung in der repräsentativen Demokratie über 
vielfältige Wege stärken. Das Auftaktpapier unserer Reihe 
hat einen Überblick über Innovationen im Bereich der indi-
viduellen Bürger:innenbeteiligung gegeben (Geißel, Hoff-
mann 2024).

Der nun vorliegende Beitrag richtet den Fokus auf die Ein-
bindung organisierter Interessen in die politische Ent-
scheidungsfindung. In einer pluralen Demokratie spielen 
organisierte Interessengruppen eine besondere Rolle für 

demokratische Aushandlungsprozesse und gemeinwohl-
orientierte Lösungsfindung. In diesem Sinne argumentieren 
Prof. Gesine Schwan, Laura Gerards Iglesias und Tara Ella 
Grimm, dass Formate der Multi-Stakeholder-Beteiligung ei-
nen wichtigen Beitrag dazu leisten, gesellschaftliche Kon-
flikte konstruktiv zu bearbeiten, gemeinwohlorientierte Po-
litikentscheidungen vorzubereiten und deren Umsetzung 
zu begleiten. Anhand der Erfahrungen mit den Kommuna-
len Entwicklungsbeiräten zeigen sie auf, wie ein lösungs
orientierter Dialog auf Augenhöhe zwischen Politik, Ver-
waltung, Wirtschaft, Gewerkschaften und Zivilgesellschaft 
gelingen kann.

Wir wünschen eine anregende Lektüre und hoffen, dass 
Sie interessante Impulse für Ihre Arbeit, Ihr Engagement 
und die Debatte über die Zukunft unserer Demokratie mit-
nehmen.

Unser herzlichster Dank geht an die Autorinnen Gesine 
Schwan, Laura Gerards Iglesias und Tara Ella Grimm für 
ihre fachliche Expertise, ihre vielfältigen praktischen Erfah-
rungen und ihr Engagement, die in diesen Impuls einge-
flossen sind.

Alina Fuchs 
Teamleiterin Demokratie 
Friedrich-Ebert-Stiftung
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Auf einen Blick

Die liberale Demokratie steht unter Druck, auch in 
Deutschland. Um dem zunehmenden Vertrauensverlust 
und dem Erstarken antidemokratischer Kräfte entgegen-
zuwirken, sollte die repräsentative Demokratie weiterent-
wickelt und um Beteiligungsformate ergänzt werden, die 
die Suche nach gemeinwohlorientierten Lösungen unter-
stützen und die demokratische Selbstwirksamkeit der 
Bürger:innen stärken.

Individualisierte Beteiligung  
auf dem Prüfstand

Aktuell praktizierte Beteiligungsformate zielen vor allem 
darauf ab, Bürger:innen als Individuen an politischen Pro-
zessen teilhaben zu lassen und über eine Zufallsauswahl 
verschiedene Interessenlagen abzubilden. Formate wie Bür-
gerräte fördern damit die Selbstwirksamkeitserfahrung der 
Teilnehmenden, weisen aber gewisse Defizite bei der Re-
präsentation gesellschaftlicher Interessenkonflikte und bei 
der Umsetzung der Ergebnisse auf. 

Multi-Stakeholder-Beteiligung als innovative 
Weiterentwicklung der repräsentativen  
Demokratie

Für eine systemische Verbesserung der repräsentativen De-
mokratie braucht es weitere Beteiligungsansätze, die in 
den politischen Gestaltungsprozess integriert sind und ge-
sellschaftliche Konfliktlinien bearbeiten. Multi-Stakeholder-
Beteiligung bringt die Anliegen von Politik/Verwaltung, 
Wirtschaft, Gewerkschaften und organisierter Zivilgesell-
schaft zusammen mit dem Ziel, in einem moderierten Aus-
handlungsprozess konsensorientierte Empfehlungen für 
eine konkrete Fragestellung zu entwickeln. Dabei werden 
folgende Prinzipien wirksam.

	→ Gleicher Zugang und Augenhöhe: Der gleichberechtig-
te Austausch, unterstützt durch eine effektive Moderati-
on, gleicht unterschiedliche Ressourcen aus und verbes-
sert den Zugang zivilgesellschaftlicher Gruppen zu poli-
tischen Gestaltungsprozessen.

	→ Interessen und Gemeinwohl: Unterschiedliche Interes-
sen und Konfliktlinien in der pluralen Demokratie wer-
den explizit zum Ausgangspunkt für die Suche nach ei-
nem gesellschaftlichen Grundkonsens.

	→ Stärkung von Output-Legitimität: Durch die Konsens-
orientierung und die Anbindung an politische Prozesse 
entstehen tragfähige Lösungen und gemeinsame Ver-
antwortungsübernahme. 

Stärkung lokaler demokratischer Kultur:  
Kommunale Entwicklungsbeiräte

Kommunale Entwicklungsbeiräte sind ein erprobtes Bei-
spiel für Multi-Stakeholder-Beteiligung in der Kommune, 
durch die gemeinsam getragene Lösungen für lokale Her-
ausforderungen entwickelt und umgesetzt und das Engage-
ment vor Ort gestärkt werden können.

Empfehlungen

	→ Die Stärkung der Organisation von Zivilgesellschaft 
als Voraussetzung für wirksame Stakeholder-Beteiligung 

	→ Förderung von Formaten der Multi-Stakeholder-Betei-
ligung auf lokaler Ebene, zum Beispiel zu Stadtpla-
nung, Klimaanpassung oder Wärmeplanung 

	→ Verankerung von Multi-Stakeholder-Beteiligung auf 
Bundesebene zur Klärung von Grundsatzfragen, die 
komplex und kontrovers sind, zum Beispiel die Ausge-
staltung eines gerechten Steuersystems oder Migration 
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01 	  
Demokratie  
unter Druck:  
Innovation durch  
Beteiligung



Es wird immer deutlicher, dass die liberale Demokratie un-
ter Druck steht – in Deutschland, Europa und weltweit. Ihre 
Gegner:innen formieren sich auf unterschiedliche Weise, 
die antiliberalen Strateg:innen arbeiten zusammen, verbrei-
ten Angst und Unfrieden und verwischen gezielt den Unter-
schied zwischen Wahrheit und Lüge, um Desorientierung 
und Empörung in der Bevölkerung zu schüren.

Dieser Erfolg liegt nicht nur an unfairen Methoden, son-
dern auch an der Unzufriedenheit vieler Menschen mit der 
Demokratie, wie aktuelle Daten zeigen (vgl. Hebenstreit et 
al. 2025: 124). Diese hat sowohl irrationale als auch reale 
Ursachen, etwa die zunehmende soziale und wirtschaftli-
che Ungleichheit innerhalb und zwischen Staaten. Die 
Angst vor dem eigenen sozioökonomischen Abstieg und 
die Kürzungen im Sozialstaat untergraben das Versprechen 
der liberalen Demokratie, allen gleiche Rechte und Chan-
cen auf ein freies, selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen. 
In einer Welt voller Krisen, Kriege und unzureichender Lö-
sungsfähigkeit demokratischer Politik werden diese Ängste 
verstärkt und gezielt ausgenutzt – ein gefährlicher Angriff 
auf die Legitimität und Stabilität der Demokratie.

Um Freiheit, Frieden, Gerechtigkeit und Wohlstand in welt-
weiter Verantwortung zu erhalten, müssen Bürger:innen 
sich mit der Demokratie mehr identifizieren können und 
daher dringend neue Möglichkeiten erhalten, an der For-
mulierung der Probleme und ihren Lösungen mitzuwirken, 
über die bisherigen Angebote der demokratischen Praxis 
hinaus. Das ist auch ihre überwiegende Erwartung. Damit 
würde die Demokratie weiterentwickelt und besser in der 
Gesellschaft verankert werden.

Aus aktuellen Umfragen (zum Beispiel Best et al. 2023: 
22 f.) geht hervor, dass viele Bürger:innen sich deshalb eine 
„direkte“ Demokratie wünschen, in der sie ihre Vorstellun-
gen und Interessen ohne Vermittlung durch Abgeordnete 
„direkt“ umsetzen können. Die Frage ist, wie das in einer 
Gesellschaft gelingen soll, die kein homogenes Volk dar-
stellt, sondern in der viele verschiedene Interessengruppen 
mit auch durchaus unterschiedlichen Machtpotenzialen die 
Entscheidungen beeinflussen wollen. Gleichzeitig führen di-
rektdemokratische Mehrheitsabstimmungen zu einer enor-
men Komplexitätsreduzierung politischer Entscheidungs- 
und Abwägungsprozesse und fördern so ein „Schwarz-Weiß-
Denken“, das die Gesellschaft weiter polarisiert. 

Die repräsentative Demokratie geht stattdessen von der 
Realität einer pluralistischen Gesellschaft aus und ver-
sucht, die Vielfalt der Interessen und Machtpotenziale 
durch ein doppeltes Repräsentationsverständnis zu Ent-
scheidungen zusammenzubringen: Im Parlament sollen die 
Abgeordneten die Interessen ihres Wahlkreises repräsentie-
ren und zugleich in ihre Entscheidung das Gemeinwohl – 
die Interessen aller Bürger:innen – einbeziehen. Ihr Auftrag 
ist, einen gerechten Kompromiss zwischen den unter-
schiedlichen Interessen zu finden.

Das ist eine gewaltige Forderung und de facto offenbar 
eine Überforderung. Denn viele Bürger:innen finden, dass 
es an effektiven und gerechten Beschlüssen und Lösungen 
eben mangelt, dass der Demokratie insgesamt die „Output-
Legitimation“ fehlt. Gleichzeitig ringen die etablierten Par-
teien um die „richtigen“ Lösungen für die konkreten Bedar-
fe der Bürger:innen – mit immer weniger Erfolg und immer 
mehr Zuwachs an Wähler:innenstimmen für antidemokrati-
sche Parteien. Daher liegt es nahe, dass die Unzufrieden-
heit der Bürger:innen nicht allein mit „besseren“ Policy-Ent-
scheidungen der Politik angegangen werden kann, sondern 
im Kontext größerer systemischer und gesellschaftlicher 
Fragen gesehen werden muss. Hier schließt sich der Kreis 
zum Problem der grassierenden Ungleichheit. Um das an-
zugehen, braucht es einen neuen Blick auf die Rollen von 
Politik und Bürger:innenschaft in der repräsentativen De-
mokratie, auf die Prozessgestaltung, um gemeinsam muti-
ge, breit getragene Strategien zu entwickeln.

Deshalb müssen wir die repräsentative Demokratie mit 
zwei Zielen weiterentwickeln: Wir müssen sie durch Institu-
tionen und Verfahren ergänzen, die gerechte Lösungen vor-
bereiten. Und wir müssen diese so organisieren, dass Bür-
ger:innen daran partizipieren und dabei ihre demokratische 
Selbstwirksamkeit erfahren können. Allerdings muss Letz-
tere ebenfalls in Verantwortung für das Gemeinwohl und 
im Einklang mit der repräsentativen Demokratie praktiziert 
werden, wenn sie die Grundlagen unserer Demokratie nicht 
unterminieren soll. Es reicht für das Gelingen der liberalen 
pluralistischen Demokratie nicht, durch Partizipation nur 
die individuellen Bedürfnisse besser zu befriedigen. Viel-
mehr gilt es, eine Beteiligungspraxis zu entwickeln, die die 
individuellen Interessen gemeinwohlorientiert miteinander 
vermittelt. Dabei müssen bestehende Formate der Bür-
ger:innenbeteiligung hinterfragt, weiterentwickelt und um 
neue Ansätze erweitert werden.

Unter Beteiligung verstehen wir grundlegend alle Formate, 
in denen Bürger:innen neben Verwaltung und gewählter 
Politik die politisch-administrativen Prozesse inhaltlich mit-
gestalten können. Darunter fallen neben losbasierten Dia-
logformaten auch Multi-Stakeholder-Formate. Oft werden 
diese eher als Lobbyformat profitorientierter Unternehmen 
verstanden und deshalb nicht als Erweiterung demokrati-
scher Partizipation anerkannt. In diesem Paper möchten 
wir aufzeigen, wie Multi-Stakeholder-Beteiligung die Pers-
pektiven aus Zivilgesellschaft, Wirtschaft, Politik und Ver-
waltung einbezieht und aufgrund der bürger:innennahen 
Beteiligung gezielt zur Stärkung sowohl der Selbstwirk-
samkeit der Bürger:innen als auch der lösungsorientierten 
Wirksamkeit des politischen Systems beitragen kann. Auf 
Basis der praktischen Erfahrungen mit Kommunalen Ent-
wicklungsbeiräten und Überlegungen zu Nationalen Ent-
wicklungsbeiräten auf Bundesebene argumentiert dieses 
Paper für einen stärkeren Fokus auf diese Multi-Stakehol-
der-Formate und deren Ausweitung in der Beteiligungs
praxis in Deutschland. 
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02 	  
Bisherige Praxis:  
individualisierte  
Beteiligung



In Deutschland existieren verschiedene Beteiligungsforma-
te, die darauf abzielen, Bürger:innen als Individuen an po-
litisch-administrativen Prozessen teilhaben zu lassen. 
Dazu gehört zum einen die formalisierte Öffentlichkeitsbe-
teiligung aus konkreten Verwaltungsvorschriften, die bei 
der Planung und Zulassung größerer Infrastrukturmaß-
nahmen gesetzlich vorgeschrieben ist und meist als Infor-
mations- und weniger als Mitgestaltungsangebot umge-
setzt wird (Eith/Meier 2021: 11 f.). Zum anderen haben sich 
in Deutschland aus der Zivilgesellschaft heraus seit den 
1960er- und 1970er-Jahren nicht formalisierte, sogenannte 
dialogorientierte Beteiligungsformate etabliert, die, ange-
fangen mit der „Planungszelle“, vor allem als Bürgerräte 
an vielen Orten umgesetzt wurden und werden. Bürgerräte 
sind ein Format, bei dem die zufallsbasierte Auswahl der 
Teilnehmenden im Vordergrund steht, mit dem Ziel, die 
Gesellschaft möglichst repräsentativ abzubilden (vgl. Gei-
ßel/Hoffmann 2024: 9).

Bürgerräte haben sich in Deutschland etabliert und vieler-
orts bewährt. Sie bieten den Teilnehmenden wertvolle Lern- 
und Selbstwirksamkeitserfahrungen, und die entwickelten 
Ideen sind häufig kreativ und zukunftsweisend. Und sie 
können ein Ort sein, an dem sich Menschen, die sonst nicht 
politisch engagiert oder organisiert sind, in die politische 
Willensbildung einbringen. 

Zugleich zeigt die Erfahrung aus der Praxis, dass dieses 
Format oft an der Umsetzung der Ergebnisse scheitert und 
auch in puncto Repräsentativität Schwierigkeiten aufweist 
(ebd.). Bestehende gesellschaftliche Machtunterschiede 
führen dazu, dass marginalisierte Personen, die auf Basis 
des Melderegisters ausgelost und eingeladen werden, an 
solchen Gremien oft nicht teilnehmen können oder möch-
ten (vgl. Hummel 2020: 2). Um beteiligungsfernere Bür-
ger:innen zur Teilnahme zu motivieren, wurden daher For-
mate wie aufsuchende Losverfahren entwickelt (vgl. Lie-
senburg/Strothmann 2022: 83 f.). 

Dennoch stellt sich die Frage, wann ein solches Gremium 
als „repräsentativ“ für die Gesellschaft gilt: Welche Kriteri-
en sind entscheidend, um Vielfalt abzubilden? Wie reprä-
sentativ kann ein Gremium von 30 Personen auf kommu-
naler oder 160 Personen auf Bundesebene tatsächlich sein? 
Welche Erwartungen an die inhaltlichen Positionen der Be-
teiligten werden aus deren sozialen Merkmalen abgeleitet? 
Diese Fragen verdeutlichen, dass das Konzept der Reprä-
sentativität in diesem Kontext an seine Grenzen stößt. 

Ein zentrales Problem besteht darin, dass kein unmittel-
barer Zusammenhang zwischen sozialen Merkmalen und 
politischen Positionen besteht (vgl. Nida-Rümelin 2020). 
Die Annahme, dass die Auswahl bestimmter sozialer 
Gruppen selbsttätig die politische Meinungsvielfalt wider-
spiegelt, greift zu kurz. Sie birgt die Gefahr, Einzelperso-
nen aufgrund äußerlich definierter Merkmale als Reprä-

sentant:innen einer gesamten Gruppe misszuverstehen 
und zugleich strukturelle Machtunterschiede unsichtbar 
zu machen. Erst die Organisierung als Interessengruppe 
ermöglicht es gerade Personen außerhalb der Wahlbevöl-
kerung, wie Migrant:innen oder jungen Menschen, unge-
rechte Strukturen sichtbar zu machen und gemeinsam po-
litische Forderungen zu formulieren, wie zum Beispiel die 
Neuen Deutschen Organisationen oder Fridays for Future. Durch 
einen Fokus auf einzelne Bürger:innen und ihre Individual-
interessen wird die tatsächliche politische Meinungs- und 
Interessenvielfalt – die für demokratische Entscheidungen 
essenziell ist – in losbasierten Gremien nur unzureichend 
zum Ausdruck kommen. Daher ist es sinnvoll, die Beteili-
gungspraxis um Formate zu ergänzen, die Interessengrup-
pen gezielt einbeziehen.

Einen weiteren Kritikpunkt stellt die mangelnde Integrati-
on losbasierter Gremien in den politischen Willensbil-
dungs- und Entscheidungsprozess dar, sodass ihr tatsäch-
licher Einfluss auf politische Entscheidungen begrenzt 
bleibt (vgl. Oppold 2024). Selbst wenn ein Bürgerrat von 
einem politisch gewählten Gremium beauftragt wird, 
bleibt die Umsetzung der Ergebnisse eine Herausforde-
rung (vgl. Geißel/Hoffmann 2024: 27). Ein Grund dafür ist 
die Abgrenzung der Arbeit der Bürger:innen im Bürgerrat 
von der Arbeit der gewählten Politiker:innen, welche aber 
letztlich die Umsetzung der Ergebnisse beschließen sollen 
und müssen. Oft liegen einzelnen Gestaltungsfragen zu-
dem umfassendere gesellschaftliche Ziel-, Werte- und 
Ressourcenkonflikte zugrunde, für die politische Mehrhei-
ten oder Finanzierungsmöglichkeiten gefunden werden 
müssen. Die verantwortlichen gewählten Politiker:innen 
nicht in die Diskussionen über diese Fragen einzubezie-
hen, erschwert daher die Entwicklung umsetzbarer Emp-
fehlungen und führt zu Enttäuschungen, wenn die inves-
tierte Zeit der Beteiligten nicht in konkrete Ergebnisse 
mündet. Das Spezifikum von Politik, dass in der pluralisti-
schen Gesellschaft Gruppen um begrenzte Ressourcen 
kämpfen und dabei zu Entscheidungen mit Kompromissen 
kommen müssen, ist nicht im Blick. Doch genau das ist 
der Kern des Politischen: die Aushandlung gesellschaftli-
cher Konfliktfragen, der sich ein Gremium, das den poli-
tisch-administrativen Entscheidungsprozess mitgestalten 
möchte, nicht entziehen darf. 

Zusammenfassend zeigt sich, dass Bürgerräte in ihrer bis-
herigen Praxis in Deutschland zwar bei den Teilnehmen-
den positive Erfahrungen der Selbstwirksamkeit und der 
lehrreichen Diskussionen auslösen und das Potenzial ha-
ben, nicht-organisierte Stimmen für die politische Ent-
scheidungsfindung sichtbar zu machen. Sie sind jedoch 
kein wirkungsvolles Mittel, um das systemische Defizit der 
repräsentativen Demokratie, insbesondere ihren Mangel 
an Output-Legitimation, zu überwinden. Wenn Bürger:in-
nenbeteiligung nicht nur der (besseren) Erfüllung individu-
eller Bedürfnisse dienen soll, sondern auch eine systema-
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tische Verbesserung der repräsentativen Demokratie an-
strebt, erfordert dies ein neues Partizipationsformat.1 
Dieses muss nicht nur Bürger:innen als politische Subjekte 
anerkennen und zum Beispiel durch die Erfahrung von 
Selbstwirksamkeit fördern. Zugleich sollte es auch das 
System der repräsentativen Demokratie innovativ und 
wirksam verbessern, indem es in dessen politische Gestal-
tungsprozesse integriert wird und diese zugunsten einer 
besseren Output Legitimation weiterentwickelt. Ein sol-
ches Format ist die Multi-Stakeholder-Beteiligung, die im 
nächsten Kapitel vorgestellt wird. 

1	 Zur Kombination von individueller Beteiligung und Multi-Stakeholder-Formaten siehe auch „Gemeinsam Voran. Machbarkeitsstudie Deliberative Beteiligung in der Klimapolitik“, 
Robert Bosch Stiftung 2025.

10 Friedrich-Ebert-Stiftung e.V.
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03 	  
Stärkung  
demokratischer 
Kultur:  
Multi-Stakeholder-
Beteiligung



Multi-Stakeholder-Beteiligung definieren wir hier als ein 
dialogorientiertes Beteiligungsformat, das die Anliegen 
(„Stakes“) von Politik mit denen von Verwaltung, Wirtschaft 
und organisierter Zivilgesellschaft zusammenbringt, damit 
diese zu konkreten politisch-gesellschaftlichen Fragestellun-
gen in einen konsensorientierten Austausch treten. 

Multi-Stakeholder-Beteiligung  
in einer pluralistischen Gesellschaft

Die Gesellschaft in Deutschland wird durch verschiedene 
Faktoren wie Immigration, politische Liberalisierung oder 
soziale Bewegungen immer vielfältiger und differenziert 
sich weiter aus. Diese Entwicklung stärkt die Chance für 
eine Erweiterung der demokratischen Inklusivität, da im-
mer mehr gesellschaftliche Gruppen die verschiedenen 
Möglichkeiten des demokratischen Systems nutzen kön-
nen, um ihre Interessen zu organisieren, einzubringen und 
miteinander auszuhandeln. Gleichzeitig erfordert diese Ent-

wicklung aber eine aktive Auseinandersetzung mit den He-
rausforderungen, die sich aus der größeren Heterogenität 
ergeben. So ringen verschiedene Gruppen, die wir Stakehol-
der nennen, in der Gesellschaft miteinander um die Erfül-
lung ihrer Interessen, da sie Mitsprache und Anteilnahme 
an einer bestimmten Entscheidung beanspruchen. Im Un-
terschied zu Shareholdern, die sich am Eigentum einer Un-
ternehmung oder einer Initiative mit ihrem Partikularinter-
esse beteiligen, verfechten Stakeholder Anliegen oder 
Funktionen beziehungsweise Stakes, die für das gesamte 
Gemeinwesen von Belang sind. Dazu können politische Par-
teien, Gewerkschaften, Unternehmensverbände genauso 
gehören wie Interessengruppen oder zivilgesellschaftliche 
Organisationen. 

Insbesondere in der Entwicklungszusammenarbeit haben 
sich Teilhabeformen als „Multi-Stakeholder-Partizipation“ 
entwickelt. Bei der Konstruktion von Staudämmen ging es 
zum Beispiel darum, nicht nur Verabredungen zwischen 
Regierungen und dem Privatsektor zu treffen, sondern die 

Beauftragung: Der Gemeinderat 
beauftragte den KEB, Empfehlun-
gen zur Verbesserung und langfris-
tigen Sicherung der Gesundheits-
versorgung in Kalletal zu erarbei-
ten – einer ländlichen Kommune 
mit akutem Mangel an medizini-
scher und pflegerischer Versorgung.

Aufsetzen des Prozesses: Eine 
Steuerungsgruppe konkretisierte 
den Auftrag in enger Abstimmung 
mit der externen Prozessbegleitung 
und wählte die Mitglieder des Bei-
rats aus.

Ziele: Entwicklung konkreter Maß-
nahmen auf Basis lokaler Bedarfe 
und Problemlagen – Gemeinwohl, 
Klimafolgen und Kommunikation 
als Querschnittsthemen 

Zusammensetzung: 32 Mitglieder 
aus Gemeinderat, kommunaler und 
Kreisverwaltung, lokaler Wirtschaft 
und Dienstleistungssektor, Sozial-
verbänden, Bildungsbereich, Ver-
einen sowie gelosten Bürger:innen

Ablauf: Vier ganztägige Sitzungen 
zur inhaltlichen Diskussion, Ent-
wicklung von Handlungsempfeh-
lungen und Konsensfindung

Empfehlungen: Priorisierung der 
Einrichtung eines Medizinischen 
Versorgungszentrums (MVZ) für 
eine ortsnahe, verlässliche Gesund-
heitsversorgung; Präventions- und 
Gesundheitsförderungsangebote 
(z. B. Gesundheitswoche); bessere 
Informationsvermittlung über eine 
digitale Gesundheitsplattform und 
mobile Angebote (z. B. Gesund-
heitsbus) 

Empfehlungspapier 
www.governance-platform.org/
portfolio/empfehlungen-keb-kalletal

Bürger:innenbegehren und 
Beschluss: Nachdem der Vor-
schlag zur MVZ-Gründung zu-
nächst knapp im Gemeinderat ge-
scheitert war, initiierten Mitglieder 
des KEB ein erfolgreiches Bürger-
begehren. Im Nachgang revidierte 
der Gemeinderat seine Entschei-
dung und stimmte der Einrichtung 
des Versorgungszentrums zu.

Realisierung des MVZ: Das Medi-
zinische Versorgungszentrum öff-
nete im April 2024 und sichert nun 
die hausärztliche Versorgung in 
der Kommune. Es wurde vom Bun-
deswirtschafts- und Bundesfor-
schungsministerium als soziale In-
novation ausgezeichnet und wird 
als Modell für gemeinwohlorien-
tierte Unternehmen geführt.

Planungsphase
ab Mitte 2022

Sitzungsphase
Januar bis  
August 2023 

Umsetzungsphase
seit September 2023 

Abb. 1‌
Kommunaler Entwicklungsbeirat Kalletal: 
demokratische Mobilisierung für eine zukunftssichere Gesundheitsstrategie
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Interessen der Bewohner:innen, die von Staudämmen be-
troffen wären, als „organisierte Zivilgesellschaft“ einzube-
ziehen (vgl. Coni-Zimmer/Flohr 2015). Indem sie organisier-
te Interessen der Zivilgesellschaft mit jenen der Politik, 
Verwaltung und Wirtschaft in einem moderierten Format 
zusammenbringen, das einen gleichberechtigten Austausch 
auf Augenhöhe fördert, stärken Multi-Stakeholder-Formate 
den Zugang zivilgesellschaftlicher Gruppen zu politischen 
Gestaltungsprozessen, der sonst nur wenigen, auf der Basis 
von finanziellen Ressourcen und Netzwerken einflussrei-
chen Gruppen vorbehalten ist. 

Die Trias von Politik mit Verwaltung, Wirtschaft und orga-
nisierter Zivilgesellschaft hat sich seitdem als besonders 
wirksame Konstellation einer „antagonistischen Kooperati-
on“ herausgebildet, in der die Konflikte nicht ausgeblendet, 
sondern thematisiert werden, um gesellschaftliche Grund-
konsense herauszubilden, die den unterschiedlichen Inter-
essen und Bedürfnissen einer pluralistischen Gesellschaft 
prinzipiell gerecht werden. Die Wirtschaft orientiert sich an 

der Logik des Marktes, um die ökonomische Basis von Ent-
scheidungen zu sichern. Die organisierte Zivilgesellschaft 
kann die Interessenvielfalt der Gesellschaft abbilden, wäh-
rend die Politik die Verantwortung für die Entscheidungen 
trägt, die für die gesamte Gesellschaft bindend sind und 
dem Gemeinwohl dienen sollten. Innerhalb der drei Stake-
holder (Wirtschaft, organisierte Zivilgesellschaft und Politik 
mit Verwaltung) gibt es wieder Ausdifferenzierungen, die 
möglichst inklusiv behandelt werden sollten. Dazu zählt 
besonders die Unterscheidung von Politik und Verwaltung, 
die auf der funktionalen Ebene zwar derselben Handlungs-
logik folgen, indem die Verwaltung die Entscheidungen der 
Politik ausführt. Im Handeln können sie aber von sehr un-
terschiedlichen Partikularinteressen geleitet sein. 

Indem Einzelpersonen im Multi-Stakeholder-Format be-
wusst als Vertretung einer bestimmten Interessengruppe – 
wenn auch ohne imperatives Mandat – eingeladen und 
aufgefordert werden, diese Perspektiven einzubringen, wer-
den Ressourcen- und Machtunterschiede im Gremium 

Beauftragung: Der Stadtrat beauf-
tragte den KEB im Oktober 2022 
mit Empfehlungen zur Gestaltung 
des „Grünen Saums“, eines Netz-
werks aus Grün- und Abrissflächen 
zwischen Alt- und Neustadt. 

Ausgangslage: Schon lange vor Be-
ginn des KEB-Prozesses brachte die 
Zivilgesellschaft wiederholt Vor-
schläge zur Gestaltung der Flächen 
ein; da über Jahre seitens Politik und 
Verwaltung wenig geschah, wuchs 
der Frust in der Stadtgesellschaft.

Aufsetzen des Prozesses: Eine 
Steuerungsgruppe mit Multi-Stake-
holder-Zusammensetzung konkreti-
sierte den Auftrag und wirkte an der 
Auswahl der Beiratsmitglieder mit, 
abhängig von Betroffenheit und 
möglichem Beitrag zum Thema.

Ziele: Verbesserung der Lebens
qualität, positive Identifikation, ein 
gemeinschaftliches Stadtentwick-
lungsprojekt

Zusammensetzung: 28 Mitglieder 
aus Stadtrat, Stadtverwaltung, lo-
kaler Wirtschaft, Zivilgesellschaft 
sowie fünf geloste Bürger:innen

Ablauf: In vier ganztägigen Sitzun-
gen wurden Informationen gesam-
melt, Ideen diskutiert und Empfeh-
lungen ausgehandelt sowie gemein-
sam umsetzbare „Stellschrauben“ 
unter Berücksichtigung der städti-
schen Ressourcen und Einschrän-
kungen entwickelt.

Empfehlungen: 37 Erlebnisorte, ge-
gliedert in Orte der Begegnung, Be-
wegung, Kultur und Natur; Empfeh-
lungen mit klaren Zuständigkeiten, 
Finanzierungsideen und konkreten 
Umsetzungsschritten; Fokus auf 
erste sichtbare Umsetzungen ab 
2024 

Empfehlungspapier 
www.governance-platform.org/
portfolio/empfehlungen-keb-kalletal

„Kommunaler Umsetzungsbeirat“: 
Gründung eines Gremiums mit 
knapp 20 Mitgliedern zur Beglei-
tung der Realisierung der Empfeh-
lungen, gefördert durch das Sächsi-
sche Staatsministerium der Justiz

Folgeprozess: Neuer Kommunaler 
Entwicklungsbeirat entwickelt seit 
April 2025 ein Nutzungskonzept für 
den „Freizeitkomplex Ost“ – eine 
zentrale Forderung aus dem ersten 
KEB-Prozess.

Planungsphase
ab Mitte 2022

Sitzungsphase
Januar bis  
September 2023 

Umsetzungsphase
seit September 2023 

Kommunaler Entwicklungsbeirat Hoyerswerda: 
umsetzbare Handlungsempfehlungen bei knapper Haushaltskasse

Abb. 2‌
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transparent gemacht und greifbar. So können diese Fakto-
ren in die Diskussionen und Lösungsfindung mit einbezo-
gen und für die Ermittlung des Gemeinwohls als Grundlage 
für die gemeinsamen Ergebnisse nutzbar gemacht werden. 

Doch mit dem Anspruch, Bürger:innen an komplexen politi-
schen Gestaltungsprozessen teilhaben zulassen, entsteht 
ein Zielkonflikt mit der Inklusivität eines solchen Gremiums 
(vgl. Krick 2023: 4). Multi-Stakeholder-Beteiligung ist kein 
niedrigschwelliges Format, das in der Theorie für jede:n zu-
gänglich und offen ist. Sie adressiert folglich nicht diejeni-
gen, die sich von Politik abgewandt haben, sich nicht be-
reits in Gruppen oder zu bestimmten Themen engagieren. 
Stattdessen wird ein gewisses gesellschaftliches oder poli-
tisches Engagement vorausgesetzt. Dennoch ist Multi-
Stakeholder-Beteiligung insofern inklusiv, als sie offen ist 
gegenüber jeglichen gesellschaftlichen Perspektiven aus 
Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft und Zugänge 
schafft zur politischen Gestaltung – und zwar für alle grup-
penbezogenen Interessen in einer Gesellschaft, unabhängig 
von ihren finanziellen, parteipolitischen oder anderweitigen 
Ressourcen. 

Beteiligung als Aushandlung  
von Grundkonsensen

Bei der Multi-Stakeholder-Beteiligung ist das Offenlegen 
der Anliegen und Ressourcen der Beteiligten Ausgangs-
punkt des Prozesses. Konfliktlinien und Differenzen sicht-
bar zu machen ist entscheidend, um an den Kern des Prob-
lems der politischen Entscheidung zu gelangen und von 
dort aus nach Wegen zu suchen, um die unterschiedlichen 
Anliegen im Sinne einer gesamtgesellschaftlich tragbaren 
Lösung zu vereinen. Entscheidungen werden nicht durch 
einfache Mehrheit, sondern durch einen gleichberechtigten, 
diskursiven Austausch von Argumenten getroffen, bei dem 
für Diskussionsbeiträge und -aussagen stets Begründungen 
eingefordert werden. Ziel ist es, im Sinne der Habermas’-
schen Deliberation (vgl. Habermas 2022) einen Grundkon-
sens zu entwickeln, der alle Perspektiven einbezieht, mög-
lichst allgemein akzeptabel ist oder zumindest tragfähige 
und gemeinwohlorientierte Kompromisse ermöglicht. Die-
ser Grundkonsens kann Visionen, Ziele oder Maßnahmen 
enthalten, adressiert aber in jedem Fall die Kernaspekte, 
die die politische Handlungsfähigkeit bei einem Thema im 
Sinne des Gemeinwohls ermöglichen und anregen sollen. 

Damit nicht einige wenige, besonders lautstarke Anliegen 
in den Diskussionen überwiegen, muss der Prozess des Rin-
gens um die Entscheidung so organisiert werden, dass sich 
kein:e Einzelne:r einfach durchsetzen kann. Das ist möglich 
über eine faire, multiperspektivische und transparente Dis-
kussionskultur, die eine möglichst große Bandbreite der ge-
sellschaftlichen Bedarfe und Anliegen gleichwertig einbe-
zieht. Damit wird das Gemeinwohl als Rahmen zu einem 
verbindenden Faktor in den Diskussionen, und es wird 
gleichzeitig dadurch weiter geschärft. 

Der Begriff „Gemeinwohl“ hat in der politischen Theorie 
eine jahrhundertealte Tradition und lässt sich nicht kurz 
und allgemeingültig definieren. In der modernen pluralisti-
schen Gesellschaft kann er nicht durch irgendeine Autorität 
a priori bestimmt werden, sondern folgt a posteriori aus 
den Auseinandersetzungen der Gesellschaft. Praktisch geht 
es häufig darum, die „ungenierte“ Durchsetzung von Parti-
kularinteressen zu verhindern.

Im Rahmen der Multi-Stakeholder-Beteiligung ist die Ent-
wicklung von Gestaltungsaufträgen daher in einen umfas-
senden gesellschaftlichen Aushandlungs- und Verständi-
gungsprozess eingebettet.
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04 	  
In der Kommune:  
Kommunale  
Entwicklungsbeiräte



Kommunale Entwicklungsbeiräte sind ein konkretes und er-
probtes Format für Multi-Stakeholder-Beteiligung auf loka-
ler Ebene. Sie bieten innovative und zugleich praxisorien-
tierte Lösungen für komplexe kommunalpolitische Heraus-
forderungen und tragen zu einer nachhaltigen Stärkung der 
lokalen Demokratie bei.

In Kommunalen Entwicklungsbeiräten arbeiten 30 bis 
40 Personen aus organisierter Zivilgesellschaft, Politik mit 
Verwaltung und Wirtschaft über mehrere Monate hinweg 
zusammen. In bis zu fünf ganztägigen Sitzungen entwi-
ckeln sie im Auftrag der gewählten Kommunalpolitik ein 
Empfehlungspapier zu einer prioritären und längerfristig 
bedeutsamen kommunalen Fragestellung, wie beispiels-
weise der Sicherung ländlicher Gesundheitsversorgung, der 
Gestaltung einer Brache oder der Entwicklung wirtschafts-
politischer Leitlinien für die Kommune.2 Ziel ist ein im Kon-
sens beschlossenes Empfehlungspapier, das als Entschei-
dungsgrundlage für das kommunal gewählte politische 
Gremium dient.

Die gleichberechtigte Mit- und Zusammenarbeit an Frage-
stellungen, die das unmittelbare Lebensumfeld betreffen, 
wird von den Beteiligten trotz mancher anstrengenden und 
herausfordernden Aspekte als bereichernd empfunden und 
bietet prägende Erfahrungen politischer Selbstwirksam-
keit.3 Die Form der Zusammenarbeit und die Zusammen-
setzung des Beirats fördern zudem eine hohe Identifikation 
mit den erarbeiteten Ergebnissen, sodass ein Gefühl von 
„Ownership“, das heißt (Mit-)Verantwortung, entsteht. Über 
90 Prozent der Beirät:innen der zuletzt abgeschlossenen 
Prozesse gaben an, zufrieden mit den gemeinsamen Ergeb-
nissen zu sein, und mehr als 80 Prozent erklärten, sich ak-
tiv für deren Umsetzung einsetzen zu wollen, was an vielen 
Orten auch passiert.4 Diese hohe Identifikation mit den 
entwickelten Strategien wiederum stärkt die Umsetzungs-
perspektiven: Die Wirksamkeit von Multi-Stakeholder-Be-
teiligung zeigt sich nicht zuletzt darin, dass die durchweg 
einstimmig verabschiedeten Empfehlungspapiere bisher in 
den abgeschlossenen Prozessen von den kommunalpoliti-
schen Entscheidungsgremien als Grundsatzbeschlüsse an-
genommen oder/und von der Verwaltung entweder voll-
ständig oder in wesentlichen Teilen in die Umsetzung ge-
bracht werden.5 Im Folgenden werden die Dimensionen des 
Ansatzes näher erläutert.

Multi-Stakeholder-Zusammensetzung 

Die Wirksamkeit der Kommunalen Entwicklungsbeiräte 
fußt auf ihrer Multi-Stakeholder-Zusammensetzung, die 
möglichst viele für die Bearbeitung des Auftrags relevante 
Perspektiven und Interessengruppen innerhalb der Kom-
mune zusammenbringt.

2  Siehe Empfehlungspapier KEB Kalletal, KEB Frankfurt (Oder), KEB Hoyerswerda, KEB Niesky.

3  Daten aus Befragungen der Mitglieder der Kommunalen Entwicklungsbeiräte, durchgeführt von der Berlin Governance Platform in den Jahren 2022 und 2024.

4  Ebd.

5  Dazu gehören Stand Dezember 2024: Herne, Hoyerswerda, Kalletal, Niesky, Rottenburg am Neckar.

Die Auswahl der Beirät:innen erfolgt auf Basis eines Stake-
holder-Mappings, das durch Gespräche mit Verwaltung, lo-
kaler Zivilgesellschaft und Wirtschaft ein umfassendes Bild 
der relevanten Akteur:innen, ihrer Interessen und Beziehun-
gen schafft. Der Fokus liegt dabei darauf, Interessenkon-
flikte und Machtverhältnisse vorab zu identifizieren sowie 
Gruppen einzubeziehen, deren Anliegen in politischen Ge-
staltungsprozessen sonst eher übersehen werden.

Als Voraussetzung für eine gelungene Zusammensetzung 
müssen zwei Bedingungen erfüllt sein: erstens, dass sich in 
der Kommune möglichst viele Interessen und Perspektiven 
aus der Gesellschaft organisiert haben oder organisieren 
können. Das ist nicht immer gegeben. Trotz einer im inter-
nationalen Vergleich hohen Organisierungsdichte in 
Deutschland (vgl. Schubert et al. 2023) ist der Trend, gera-
de im ländlichen Raum, rückläufig, was sowohl für die de-
mokratische Kultur im Allgemeinen als auch für Multi-
Stakeholder-Beteiligung im Konkreten eine Herausforde-
rung darstellt. Bei geringem Organisierungsgrad können 
daher auch Perspektiven über nicht formal organisierte 
Personen abgedeckt werden, die auf Basis einer guten Ver-
netzung oder besonderen Engagements im guten Kontakt 
zu einer bestimmten Gruppe sind und so informell be-
stimmte Perspektiven vertreten können. Zweitens muss al-
len organisierten Interessen ein gleichberechtigter und 
überparteilicher Zugang zum Beteiligungsprozess möglich 
sein. Die Auswahl der Stakeholder muss auf Basis ihrer Be-
troffenheit, ihrer Perspektive oder ihres Einflusses erfolgen, 
um ein möglichst breites Spektrum abzudecken, unabhän-
gig davon, ob sie den politischen Entscheidungsträger:in-
nen in der Kommune positiv oder kritisch gegenüberste-
hen. Gerade kritische Perspektiven bringen zwar für die ge-
wählte Politik oft unbequeme, aber durchaus wertvolle 
Hinweise zu übersehenen gesellschaftlichen Herausforde-
rungen und Konflikten ein. Die Berücksichtigung aller rele-
vanten organisierten Interessen im Rahmen eines umfas-
senden Mappings bildet daher die Grundlage für einen ge-
sellschaftlich breit verankerten Prozess. 

Stärkung der demokratischen politischen Kultur

Im Kommunalen Entwicklungsbeirat sind die Beteiligten 
eingeladen, ihre Interessen und Ideen in einem moderierten 
Raum transparent und auf Augenhöhe zu diskutieren, um 
so eine wirksame Strategie für das jeweilige Thema in der 
Kommune zu entwickeln. Dazu braucht es eine allparteili-
che Moderation sowie gemeinsam beschlossene Vereinba-
rungen zur Zusammenarbeit, die auf Basis der Gemein-
wohlorientierung einen gleichberechtigten und alle unter-
schiedlichen Perspektiven integrierenden Umgang 
einfordert. In der Praxis bilden und vertreten auch Stake-
holder in Prozessen ihre Partikularinteressen, die sich aus 
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der sozialen Praxis ergeben und unter Umständen mit ih-
rem gesellschaftlichen Anliegen oder Aufträgen reiben kön-
nen. So handelt die Verwaltung zwar im Auftrag der Politik 
und wird von ihr legitimiert, folgt aber unter Umständen 
auch ihren eigenen Interessen, die sich aus der langjähri-
gen Routine und Fachkompetenz oder aus der Verpflich-
tung zur Einhaltung gesetzlicher Vorgaben ergeben, die un-
ter Umständen auch in Spannung zu politischen Präferen-
zen stehen können. Daher fordert die Prozessmoderation, 
wo nötig, eine Begründung der eingenommenen Perspekti-
ven ein, was eine Diskussion über ihre Anschlussfähigkeit 
für andere ermöglicht. Im Dialog entsteht so ein gemeinsa-
mes Verständnis darüber, wo Konsens möglich ist und wie 
sich das kommunale Gemeinwohl im Hinblick auf die je-
weilige Fragestellung definieren lässt.

Die begründende Argumentation zwischen Vertreter:innen 
aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Zivilgesellschaft er-
möglicht es, die oft zunächst als konträr wahrgenommenen 
Handlungslogiken der anderen kennenzulernen und zu ver-
stehen. Das schafft Vertrauen, das eine Grundlage für neue 
Bündnisse und Formen der Zusammenarbeit bietet. Auch 
das politische Engagement auf lokaler Ebene wird gestärkt: 
Mitglieder zahlreicher Kommunaler Entwicklungsbeiräte 
engagieren sich auch nach ihrem Einsatz als Beirät:in für 
kommunalpolitische Themen. In drei Kommunen kandi-
dierten Beirät:innen sogar für politische Ämter.

Gemeinsames Entwickeln tragfähiger  
Policy-Lösungen

Die Multi-Stakeholder-Zusammensetzung Kommunaler 
Entwicklungsbeiräte ermöglicht auf diese Weise die Ent-
wicklung politischer Handlungsstrategien, die praxisnah 
sind und zugleich breite gesellschaftliche Zustimmung fin-
den. Indem er gesellschaftliche Konfliktlinien, die konkre-
ten Gestaltungsfragen oft zugrunde liegen, sichtbar macht 
und bearbeitet, ebnet der Entwicklungsbeirat so den Weg 
für tragfähige und nachhaltige Lösungsansätze. Ein we-
sentlicher Erfolgsfaktor dabei ist, dass die jeweils zu bear-
beitenden Fragestellungen offiziell von der Politik an den 
Beirat delegiert werden. Die Politik muss zudem bereit 
sein, sich nach dem Prozess mit den Ergebnissen auseinan-
derzusetzen und eine fundierte Entscheidung zu treffen.

Darüber hinaus fördert die Zusammensetzung, dass die Er-
gebnisse gemeinsam verantwortet und in die Umsetzung 
gebracht werden. Durch die Teilnahme von Entscheidungs-
träger:innen aus Politik und Verwaltung erhalten Beirät:in-
nen ein klares und persönliches Verständnis für die Umset-
zungsperspektiven der entwickelten Strategien und den zu-
grunde liegenden Prozess. Darüber hinaus ist durch die 
Begleitung und Teilnahme der Verwaltung am Prozess si-
chergestellt, dass die Lösungen sowohl fachlich fundiert als 
auch gut umsetzbar sind und in Einklang mit den Möglich-

Sitzungsphase

P
lanungsphase

	→ Beauftragung des KEB durch 
Stadt-/Gemeinderat

	→ Partizipative Planung: Stake-
holder-Mapping und Auswahl 
der Interessengruppen

ANFANG 
 

Kommune steht vor 
einer komplexen 

Gestaltungsfrage

Prozess Kommunaler Entwicklungsbeirat
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keiten der Kommune stehen. Voraussetzung ist dabei, 
dass der Gestaltungsspielraum für die Bearbeitung des 
Auftrags seitens Politik und Verwaltung von Beginn an 
und durchgängig im Prozess transparent formuliert und in 
diesem Rahmen auch gewährt wird. Mit anderen Worten, 
Gestaltungsfragen müssen genuin offen an den Beirat ge-
stellt werden, ohne dass die Politik oder Verwaltung par-
allel die von ihnen favorisierten Antworten entwickelt. 

Sitzungsphase

P
lanungsphase

	→ 30–40 Personen aus Zivilgesellschaft,  
Politik mit Verwaltung und Wirtschaft

	→ Moderierte Aushandlung von Interessen  
und Konflikten auf Augenhöhe

	→ Entwickeln eines Empfehlungspapiers

Umsetzungs
ph

a
se

ERGEBNIS

Verankerung des 
KEB als Instrument

für Beteiligung

	→ Vorstellung der Ergebnisse  
im Stadt-/Gemeinderat

	→ Beratung in den Gremien der 
Stadtpolitik, Entscheidung über 
die Umsetzung durch den  
Stadt-/Gemeinderat

	→ Begleitung der Umsetzung  
durch den KEB

Abb. 3 
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05 	  
Ausblick:  
Nationale  
Entwicklungsbeiräte 



Mit komplexen Gestaltungsfragen sind Politiker:innen nicht 
nur auf kommunaler Ebene konfrontiert, sie stellen auch 
politische Entscheidungsträger:innen auf Landes- und Bun-
desebene vor große Herausforderungen. Um diese in bes-
serer Resonanz mit der Gesellschaft zu bearbeiten, sollte 
Multi-Stakeholder-Beteiligung auch auf nationaler und re-
gionaler Ebene stärker – gleichsam als Vorbereitung – in 
politische Gestaltungsprozesse integriert werden. So könn-
ten Fragen, die dringlich bearbeitet werden müssten, aber 
wegen ihrer Skandalisierbarkeit in der öffentlichen Debatte 
nur noch in Form von verzerrenden Mobilisierungskampag-
nen erscheinen und das politische Klima vergiften, im ge-
schützten Raum in ihrer Vielschichtigkeit besprochen und 
mit differenzierten Antworten versehen werden. Beispiele 
für solche besonders dringlichen und gleichzeitig stark 
skandalisierbaren Fragestellungen sind die Regelungen von 
Migration oder die Frage von Steuergerechtigkeit. 

Das Format der sogenannten Trialoge, das die Berlin 
Governance Platform (vormals Humboldt Viadrina 
Governance Platform) seit Jahren bereits über 50-mal im 
Bereich der Innovationen zur „Transdisziplinarität“ von 
Wissenschaft erprobt hat6, bietet dafür grundsätzlich eine 
Orientierungshilfe. Es bringt bis zu 50 Teilnehmende aus 
Politik, Verwaltung, Wirtschaft, organisierter Zivilgesell-
schaft und Wissenschaft zusammen, um in moderierten 
Diskussionen unter Wahrung personenbezogener Vertrau-
lichkeit, der sogenannten Chatham House Rule, neue Pers-
pektiven für konsensfähige Antworten zu eröffnen. In ver-
traulichem Rahmen werden auch hier mithilfe einer Mode-
ration Positionen oder wissenschaftliche Fragestellungen 
und dahinterliegende Interessen transparent gemacht und 
begründet, was eine Verständigung zwischen unterschied-
lichen Perspektiven von wissenschaftlichem und gesell-
schaftlichem Wissen ermöglicht und so den Weg für ge-
meinsam getragene wissenschaftliche Forschungsfragen 
und -verfahren ebnet. 

Dieses Verständigungsverfahren kann auch auf der natio-
nalen politischen Ebene – analog zu Kommunalen Ent-
wicklungsbeiräten – in sogenannten Nationalen Entwick-
lungsbeiräten als klärende und differenzierende Vorstufe 
zu politischen Entscheidungen Anwendung finden. Die 
Nationalen Entwicklungsbeiräte könnten von der Regie-
rung oder von der Spitze des Parlaments vorbereitet und 
eingeleitet werden, damit sie – wie auf der kommunalen 
Ebene – mit dem Willensbildungs- und Entscheidungs
system der repräsentativen Demokratie verzahnt sind. In 
der repräsentativen Demokratie sollte der Ort einer solchen 
Auseinandersetzung, die auf der Basis von Gründen nach 
den besten Lösungen sucht, zwar das Parlament sein. Um 
diese Funktion jedoch überzeugend auszufüllen und nicht 
der Priorität der Profilierung von besseren Macht- oder 
Wahlaussichten zu opfern, würden vorgeschaltete Nationa-
le Entwicklungsbeiräte helfen, festgefahrene politische De-
batten zu lösen, das politische Terrain auszuleuchten und 

6  Siehe zum Beispiel https://www.governance-platform.org/portfolio/trialog-reihe-energiesysteme-der-zukunft/

die Positionen und ihre Begründungen inhaltlich – und 
nicht vornehmlich macht- beziehungsweise wahltaktisch – 
erkennbar und verhandelbar zu machen. Auf kommunaler 
Ebene stellen die Teilnehmenden am Ende immer wieder 
fest, dass sie weniger weit auseinanderlagen, als sie ge-
dacht hatten, was sinnvolle Kompromisse erleichtert. Auf 
diese Weise können die beteiligten Politiker:innen bei 
Grundsatzfragen Lösungen finden, die gemeinwohlorien-
tiert sind und so auch die Output-Legitimation der Demo-
kratie stärken. Damit würde ein Nationaler Entwicklungs-
beirat für langfristige politische Entscheidungen Konsens-
korridore aufzeigen und Orientierung für politisches 
Handeln und den demokratischen Entscheidungsprozess 
schaffen.
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06 	  
Fazit und  
Empfehlungen



In den letzten Jahren hat bürger:innennahe Beteiligung in 
Deutschland einen bemerkenswerten Aufschwung erlebt – 
eine Entwicklung, die angesichts zunehmender Angriffe auf 
die Demokratie und weitverbreiteter Unzufriedenheit mit 
politischen Prozessen nicht nur wünschenswert, sondern 
auch dringend notwendig ist. 

Bürgerräte haben sich dabei in Deutschland etabliert und 
vielerorts bewährt. Doch zeigt sich zunehmend, dass diese 
Formate selten nennenswerten Einfluss auf politische Ent-
scheidungen haben, damit ihr erklärtes Ziel verfehlen und 
nicht systematisch zur Stärkung der Output-Legitimation 
der repräsentativen Demokratie beitragen. Damit Beteili-
gung ihrem Anspruch gerecht wird, die Demokratie zu stär-
ken, ist eine kritische Auseinandersetzung mit den einge-
setzten Formaten unerlässlich. Es bedarf einer Vielfalt an 
Methoden, die je nach Fragestellung unterschiedliche An-
forderungen erfüllen. In diesem Kontext stellte das Paper 
Multi-Stakeholder-Beteiligungsformate als eine vielverspre-
chende Erweiterung bestehender Ansätze vor.

Multi-Stakeholder-Beteiligung versteht sich als umfassen-
der, in der pluralistischen Gesellschaft verankerter politi-
scher Prozess, der über eine Ideen produzierende Zusam-
menarbeit hinausgeht. Beteiligung wird hier als ein dynami-
scher und oft herausfordernder Prozess verstanden, der 
nicht nur auf die Erarbeitung von konkreten Maßnahmen 
abzielt, sondern auch die Auseinandersetzung mit Konflik-
ten und schwierigen Verhandlungen umfasst. In einem de
liberativen Rahmen werden die bestehenden zentralen ge-
sellschaftlichen Konflikte und Wertefragen bearbeitet – 
eine Grundlage, auf der Lösungen entstehen, die nachhaltig 
zur Bewältigung komplexer politischer Herausforderungen 
beitragen können. 

Die Multi-Stakeholder-Beteiligung stellt damit eine innova-
tive Erweiterung der repräsentativen Demokratie dar. Als 
bürger:innennahes, deliberatives Format fördert sie wie 
kein anderer Ansatz durch die multiperspektivische Stake-
holder-Zusammensetzung gemeinsame Verantwortungs-
übernahme für die komplexen Herausforderungen unserer 
Zeit. Diese Form der Beteiligung arbeitet nicht neben oder 
sogar in Konkurrenz zu demokratisch legitimierten Institu-
tionen. Stattdessen bieten sie eine Arena, in der Politik ge-
meinsam mit Zivilgesellschaft und Wirtschaft und Gewerk-
schaften gemeinwohlorientierte Grundkonsense zu kom-
plexen Fragestellungen aus der Mitte der Gesellschaft 
erarbeiten kann – hier liegt ihr Innovationspotenzial. 
Durch die motivierende Erfahrung, dass man sich mit res-
pektvollem Umgang und begründeten Argumenten auch 
über politische oder persönliche Differenzen hinweg im 
Sinne des Gemeinwohls einigen kann, schafft die Teilnah-
me an solchen Gremien Verständnis für unterschiedliche 
Handlungslogiken und fördert das Vertrauen in eine leben-
dige, pluralistische Demokratie. 

Praktische Erfahrungen mit Multi-Stakeholder-Formaten – 
wie den Kommunalen Entwicklungsbeiräten in zehn deut-
schen Kommunen – belegen die Wirksamkeit dieses Ansat-

zes. Sie führen zu qualitativ hochwertigen, konsensbasierten 
Strategien, die kommunalpolitische Herausforderungen 
effektiv adressieren. Besonders bemerkenswert sind die 
hohe Identifikation der Teilnehmenden mit den entwickel-
ten Handlungsempfehlungen und ihr aktives Engagement 
für deren Umsetzung. Dies zeigt nicht nur die Zufrieden-
heit der Beteiligten mit dem Prozess, sondern auch die 
demokratiestärkenden Effekte, die über den Beirat hin-
auswirken.

Angesichts dieser positiven Ergebnisse wird eine institu-
tionalisierte Erweiterung der Multi-Stakeholder-Beteili-
gung auf kommunaler sowie auf Landes- und Bundes-
ebene dringend empfohlen, um bestehende Beteiligungs-
formate zu ergänzen, politische Mitsprache nachhaltig zu 
stärken und Defizite der repräsentativen Demokratie er-
folgreich anzugehen. Eine zentrale Voraussetzung dafür 
ist, dass Stakeholder-Gruppen die Möglichkeit erhalten, 
sich unabhängig von ihren finanziellen Mitteln zu organi-
sieren und ihre politischen Interessen wirksam zu vertre-
ten. Auf diese Weise kann Beteiligung dazu beitragen, 
eine lebendige pluralistische Demokratie zu stärken und 
weiterzuentwickeln.

Stärkung der Organisierung von Zivilgesellschaft

Ein lebendiger vorpolitischer Raum mit vielfältigen, organi-
sierten Interessen ist die Grundlage für nachhaltige Beteili-
gung und eine resiliente demokratische politische Kultur. 
Wir empfehlen, Förderprogramme aufzusetzen und auszu-
bauen, die langfristige, auch institutionelle Förderung für 
lokal wirkende Zivilgesellschaft und Interessenorganisation 
ermöglichen. Bundesprogramme wie Demokratie leben! 
sollten dazu gestärkt und parteiübergreifend langfristig ab-
gesichert werden. 

Förderung und Skalierung von Multi-Stakeholder-
Beteiligung auf kommunaler Ebene durch Bundes- 
und Landesmittel

Wir empfehlen, Multi-Stakeholder-Formate, wie Kommu-
nale Entwicklungsbeiräte, als zentrales Beteiligungsinst-
rument für die Entwicklung effektiver, breit getragener po-
litischer Handlungsstrategien auf kommunaler Ebene zu 
fördern und zu skalieren und damit das politische System 
der Demokratie gemeinwohlorientiert weiterzuentwickeln. 
Kommunen sind die „Keimzellen“ der Demokratie. Die Er-
fahrungen, die Bürger:innen in ihrer Kommune mit der 
Politik machen, prägen ihr Verhältnis zur Demokratie und 
dem politischen System insgesamt. Kommunale Entwick-
lungsbeiräte bieten daher nicht nur eine Chance zur Bear-
beitung lokaler Herausforderungen wie Stadtplanung und 
Klimaanpassung, sondern können auch komplexe und po-
larisierende gesamtgesellschaftliche Themen wie Migra-
tionsmanagement verhandeln. Die in den Kommunen ent-
wickelten Lösungen und das demokratische Miteinander 
strahlen dabei weit über die lokale Ebene hinaus und tra-
gen so auch zur Stärkung der bundesdeutschen demokra-
tischen Kultur bei.
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Insbesondere im Kontext des Wärmewende-Planungsgeset-
zes, das Kommunen verpflichtet, konkrete Strategien für 
die Wärmewende zu entwickeln, sollten Landes- und Bun-
desmittel bereitgestellt werden, damit Kommunale Ent-
wicklungsbeiräte in den Kommunen diesen Prozess unter-
stützen können. Zudem wird empfohlen, auf Landesebene 
Beteiligungsfonds einzurichten, die Kommunen zusätzliche 
Unterstützung für die Durchführung von Multi-Stakehol-
der-Beteiligungsprozessen in verschiedenen Themenberei-
chen bieten.

Verankerung von Multi-Stakeholder-Beteiligung auf 
der Bundesebene

Wir empfehlen, Multi-Stakeholder-Beteiligung auf die Bun-
desebene zu übertragen und in dieser Legislaturperiode 
punktuell Weichen für die Klärung von Grundsatzfragen 
von nationaler Bedeutung zu stellen. Trialoge beziehungs-
weise Nationale Entwicklungsbeiräte bieten sich als Format 
an, um komplexe, kontroverse und polarisierende Themen 
wie die Ausgestaltung eines gerechten Steuersystems, den 
Umgang mit den Herausforderungen und Chancen von Mi-
gration oder die Rolle Deutschlands in der internationalen 
Sicherheitspolitik in einem strukturierten, deliberativen 
Prozess zu bearbeiten. Sie schaffen Raum für die Identifi-
kation von Grundkonsenskorridoren, die breite Zustim-
mung in der Bevölkerung finden, und fördern damit Lösun-
gen, die Konflikte mindern und langfristig tragfähig sind.
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Die Friedrich-Ebert-Stiftung 

Die Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) wurde 1925 gegründet 
und ist die traditionsreichste politische Stiftung Deutsch-
lands. Dem Vermächtnis ihres Namensgebers ist sie bis 
heute verpflichtet und setzt sich für die Grundwerte der  
Sozialen Demokratie ein: Freiheit, Gerechtigkeit und Soli-
darität. Ideell ist sie der Sozialdemokratie und den freien 
Gewerkschaften verbunden.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung fördert die Soziale Demokratie 
vor allem durch:

	→ politische Bildungsarbeit zur Stärkung der  
Zivilgesellschaft;

	→ Politikberatung;

	→ internationale Zusammenarbeit mit Auslandsbüros  
in über 100 Ländern;

	→ Begabtenförderung;

	→ das kollektive Gedächtnis der Sozialen Demokratie  
mit u. a. Archiv und Bibliothek.

Die Abteilung Politische Bildung und Dialog 
der Friedrich-Ebert-Stiftung 

Die Abteilung Politische Bildung und Dialog vermittelt 
bundesweit in unterschiedlichsten Formaten der politi-
schen Bildung grundlegendes Wissen über Politik, beteiligt 
Menschen an politischen Debatten, stärkt ihre politische 
Urteilskompetenz, qualifiziert sie für ein politisches oder 
soziales Engagement und tritt ein für eine Auseinanderset-
zung mit demokratiefeindlichen Bewegungen. Mit der Poli-
tikberatung in 16 Bundesländern sowie in Bonn und Berlin 
fördert sie überdies die Sachkenntnis und Handlungsfähig-
keit politischer Akteur:innen.

Das Referat Engagement, Qualifizierung und Digitale Bil-
dung (EQD) arbeitet in Bonn und Berlin für die politische 
Bildung und Beratung. Wir qualifizieren Bürgerinnen und 
Bürger für ihr Engagement in verschiedensten Politikberei-
chen, bilden Arbeitnehmer:innen, Jugendliche, Medien-
schaffende und kommunalpolitisch Engagierte und ver-
mitteln Kompetenzen für die heute so wichtigen digitalen 
Medien. 

Weitere Veröffentlichungen 

Demokratische Innovationen  
Beteiligungsformen in Deutschland  
https://library.fes.de/pdf-files/pbud/21472.pdf

„Ohne Demokratie ist alles nichts.“  
Teilnehmende, Motive und Effekte der Proteste gegen 
Rechtsextremismus im Juni 2024  
https://library.fes.de/pdf-files/pbud/21695.pdf

Volltexte und weitere Publikationen der Friedrich-Ebert-
Stiftung unter:  
www.fes.de/publikationen

https://library.fes.de/pdf-files/pbud/21472.pdf
https://library.fes.de/pdf-files/pbud/21695.pdf
https://www.fes.de/publikationen


Organisierte Interessen und Gemeinwohl

Ausgehend von der Diagnose einer zunehmenden Unzufriedenheit mit dem de-
mokratischen System plädiert dieses Paper für die Einbindung neuer Beteili-
gungsformen, um die repräsentative Demokratie innovativ weiterzuentwickeln. 
Während die aktuelle Beteiligungspraxis stark auf individualisierte, zufallsba-
sierte Formate wie Bürgerräte setzt, richten die Autorinnen den Fokus auf eine 
bessere Beteiligung organisierter Interessen in der pluralen Demokratie und auf 
ihre Einbindung in politische Gestaltungsprozesse. Das vorgestellte Modell der 
Multi-Stakeholder-Beteiligung bringt die Anliegen („Stakes“) von Politik/Verwal-
tung, Wirtschaft, Gewerkschaften und organisierter Zivilgesellschaft zusammen 
mit dem Ziel, in einem moderierten Aushandlungsprozess konsensorientierte 
Empfehlungen für eine konkrete Fragestellung zu entwickeln. Auf Basis der 
praktischen Erfahrungen mit Kommunalen Entwicklungsbeiräten und Überle-
gungen zu Nationalen Entwicklungsbeiräten auf Bundesebene legt das Paper 
den Mehrwert dieser Formate für demokratische Selbstwirksamkeit und Kultur, 
gesellschaftliche Konfliktbearbeitung und die lösungsorientierte Wirksamkeit 
des demokratischen Systems dar. 

Weitere Informationen zum Thema erhalten Sie hier:
↗ fes.de
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